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Zusammenfassung 
Leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur für reibungslose Mobilität im Personen- und Güterverkehr 

Privat wie beruflich sind die Menschen in Deutschland immer mehr in Bewegung. Unsere Lebensentwürfe 
verlangen heute mehr denn je nach ungehinderter Mobilität. Als Exportnation, als Hochtechnologie- und 
Transitland ist Deutschland auf einen reibungslos funktionierenden Personen- und Güterverkehr 
zwingend angewiesen - denn Mobilität ist ein Standortfaktor erster Güte. Nur wenn wir Bürgerinnen und 
Bürgern sowie der Wirtschaft ein leistungsfähiges Verkehrssystem bereitstellen, sind die Chancen des 
Fortschritts und der Globalisierung mittel- und langfristig für uns nutzbar. Moderne Mobilität ist 
Voraussetzung für eine moderne Gesellschaft, für Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und Wohlstand. 

Starkes Verkehrswachstum steigert Erhaltungs- und Ausbaubedarf 

Die Verkehrsleistung im Personenverkehr in Deutschland wird bis zum Jahr 2030 im Vergleich zu 
2010 um insgesamt 12,2 % zunehmen. Dies entspricht gemäß Verkehrsprognose 2030 einem jährlichen 
Wachstum von 0,6 %. Die Transportleistung im Güterverkehr soll im selben Zeitraum mit 38 % noch 
deutlich stärker ansteigen. An vielen Stellen der Netze besteht daher ein Bedarf für Aus- und 
Neubauvorhaben. •. 1 

Aktuelle Prognosen zum Erhaltungs- bzw. Ersatzbedarf für die Verkehrsinfrastruktur zeigen zudem, 
dass zukünftig deutlich mehr als in der Vergangenheit investiert werden muss, um das bestehende 
Verkehrsnetz auf hohem Niveau zu erhalten. 

Zusätzliche Mittel werden zielgerichtet eingesetzt 

Es ist notwendig, mehr Geld für Erhaltung und Ersatz sowie die Weiterentwicklung einer nachhaltig 
leistungsfähigen Infrastruktur bereitzustellen. Hierfür werden zusätzliche Haushaltsmittel benötigt. 
Gleichzeitig müssen die ergänzenden Säulen der Finanzierung verbreitert werden. Die Gelder müssen 
zudem zielgerichtet eingesetzt werden. Das Prinzip „Erhalt vor Neubau" und die Engpassbeseitigung in 
hoch belasteten Korridoren stehen im Fokus. 

Mit einem 5-Punkte-Investitionshochlauf hat die Bundesregierung im Herbst 2014 eine nachhaltige 
Investitionswende angestoßen. Die Bausteine des Hochlaufs sind zusätzliche Haushaltsmittel für die 
Verkehrsinfrastruktur sowie der Ausbau der Nutzerfinanzierung und die stärkere Einbindung von 
privatem Kapital bei Investitionen des Bundes. 

Bundesverkehrswegeplan als zentrales Element der Infrastrukturplanung 

Der letzte Bundesverkehrswegeplan - kurz BVWP - stammt aus dem Jahr 2003, der vorhergehende wurde 
nach der Wiedervereinigung Deutschlands im Jahr 1992 beschlossen. Der nun vorliegende BVWP 2030 
stellt wichtige verkehrspolitische Weichen für den Planungshorizont bis 2030. 

Der Bund ist nach dem Grundgesetz verantwortlich für die Finanzierung von Bau und Erhalt der 
Bundesverkehrswege, auf die sich demnach der BVWP fokussiert. Diese umfassen die 
Bundesautobahnen und Bundesstraßen - zusammen als Bundesfernstraßen bezeichnet -, die 
Bundesschienenwege und die Bundeswasserstraßen. 

Die deutschen See- und Binnenhäfen, die Flughäfen sowie die Güterverkehrszentren zählen nicht zu den 
Bundesverkehrswegen. Planung, Bau und Unterhaltung dieser Anlagen erfolgen durch Länder, Kommunen 
oder private Betreiber. Der Bund ist jedoch zuständig für die Anbindung dieser Anlagen an das Netz der 
Bundesverkehrswege und stellt hierfür Mittel zur Verfügung. 
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Der BVWP umfasst sowohl anfallende Erhaltungs- und Ersatzinvestitionen als auch Aus- und 
Neubauprojekte. Die prognostizierten Bedarf für Erhaltung bzw. Ersatz wurden je Verkehrsträger als 
Gesamtsumme in den Plan aufgenommen. Bei der projektspezifischen Bewertung von Aus- und 
Neubaumaßnahmen konzentriert sich der BVWP auf die Vorhaben, die großräumig wirksam sind sowie 
eine wesentlich kapazitätssteigernde bzw. qualitätsverbessernde Wirkung entfalten. Der BVWP ist 
das wichtigste Instrument der Verkehrsinfrastrukturplanung des Bundes. 

Leistungsfähige Verkehrsnetze sind oberstes Ziel 

Der BVWP 2030 zielt primär auf diejenigen Ziele der Verkehrspolitik ab, die durch die Weiterentwicklung 
der Verkehrsinfrastruktur konkret beeinflusst werden können. So ist eine reibungslose Mobilität im 
Personenverkehr und ein leistungsfähiger Güterverkehr elementar von leistungsfähigen Wegenetzen 
abhängig. Sie sind die zentrale Voraussetzung für einen ungehinderten Verkehrsfluss auf allen 
Verkehrsträgern. Aber auch Aspekte der Verkehrssicherheit sowie des Klima-, Umwelt- und 
Lärmschutzes werden in den Bewertungen des BVWP abgebildet. Gleichwohl führt eine Stärkung der 
umweltfreundlichen Verkehrsträger Schiene und Wasserstraße und eine damit verbundene Verlagerung 
der Verkehre von der Straße zu einer Senkung der Umweltbelastung im Straßenverkehr. 

Deutlich stärkere Einbeziehung von Bürgern und Verbänden 

Zum Entwurf der Grundkonzeption des neuen BVWP konnten Fachverbände und Bürger im Jahr 2013 
während einer deutlich ausgeweiteten Öffentlichkeitsbeteiligung Stellung nehmen, ehe die 
überarbeitete Grundkonzeption veröffentlicht wurde. Die Verbände wurden zudem während des 
Aufstellungsprozesses des BVWP wiederholt konsultiert. 

Der vorliegende Entwurf des BVWP 2030 wird an relevante Institutionen versendet, im Internet 
veröffentlicht und in mehreren Städten ausgelegt. Darüber hinaus stellt das BMVI ein 
Projektinformationssystem (PRINS) online, das konkrete Einblicke in die Bewertungen auf 
Projektebene gewährt. 

Die Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bundesverkehrswegeplan erfüllt die gesetzlichen 

Anforderungen der Strategischen Umweltprüfung (SUP). Deren Ziel ist es, ein hohes 
Umweltschutzniveau im Zuge der Umsetzung des BVWP 2030 bereits in einem frühen Planungsstadium 
sicherzustellen. Als Grundlage für die Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der SUP wird 

der Umweltbericht zum BVWP 2030 veröffentlicht. 

Alle Interessierten können sich über einen Zeitraum von sechs Wochen online und schriftlich zum 
vorliegenden BVWP-Entwurf äußern. Das BMVI wird alle eingehenden Stellungnahmen prüfen und in 
einem Bericht zum Konsultationsverfahren zusammenfassend behandeln. 

Rund 2000 Vorschläge für Aus- und Neubauproiekte wurden geprüft 

Von Ländern, Abgeordneten, dem Bund selbst, Eisenbahninfrastrukturunternehmen, Bürgern, Verbänden 
und weiteren Akteuren wurden insgesamt über 2.000 Projektideen zur Bewertung im BVWP 2030 
angemeldet. Davon entfielen rd. 1.700 auf Bundesfernstraßen, rd. 400 auf Bundesschienenwege und rd. 50 
auf Bundeswasserstraßen. 

Wichtigste Neuerung im Anmeldeverfahren waren eine verstärkte Vorprüfung und Optimierung der 
Projekte. Für Vorhaben der Straße und Schiene wurden die Anmeldungen zudem einer 
Plausibilitätsprüfung durch unabhängige Ingenieurbüros unterzogen. 

Bewertet wurden im Anschluss alle Projektideen, bei denen prinzipiell Aussicht auf Aufnahme in den 
BVWP 2030 bestand. Um die knappen verfügbaren Finanzmittel effizient verteilen zu können, wurde das 
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Bewertungsverfahren des BVWP 2030 umfassend methodisch weiterentwickelt. Die Projekte wurden in 
vier Bewertungsmodulen verglichen und schließlich selektiert. * _5 

Das zentrale Bewertungsmodul stellt die Nutzen-Kosten-Analyse dar, die den Investitionskosten eines 
Vorhabens alle monetarisierbaren, sprich in Geldeinheiten auszudrückenden Projektauswirkungen 
gegenüberstellt - positive wie negative. Wirkungen, die nur schwer oder gar nicht monetarisierbar sind, 
wurden separat in umweit- und naturschutzfachlichen sowie in raumordnerischen und 
städtebaulichen Beurteilungen untersucht. 

Nationales Pr ior i tä tenkonzept zur effizienten Mittelverteilung 

Da die finanziellen Mittel für die Verkehrsinfrastruktur begrenzt sind, können zahlreiche Vorhaben 
voraussichtlich nicht bis zum Jahr 2030 begonnen werden. Die bewerteten Vorhaben wurden daher auf 
Basis fachlicher Kriterien in verschiedene Dringlichkeitskategorien eingeordnet. Der Bund muss zukünftig 
zielgerichteter als in der Vergangenheit in die Bundesverkehrswege investieren. Daher konzentriert sich 
der Bund bei seinen Investitionen vorrangig auf die Bereiche Erhaltung bzw. Ersatz sowie die 
Engpassbeseitigung. 

Die bis 2030 notwendigen Erhaltungs- und Ersatzinvestitionen in die bestehenden Netze wurden 
zunächst als unverzichtbare Ausgaben vorrangig in das Gesamtbudget eingestellt. Das wichtige Ziel, 
Erhaltung und Ersatz der Bestandsnetze Vorrang zu geben, wurde damit umgesetzt. 

Im zweiten Schritt wurden die weiteren Mittel fü r Aus- und Neubaumaßnahmen auf die drei 
Verkehrs t räger verteilt. Dabei wurden insbesondere die mit der Aufteilung verbundenen verkehrlichen 
Effekte und die Umweltwirkungen auf Ebene des Gesamtplans berücksichtigt. 

Im dritten Schritt erfolgte die Dringlichkeitseinstufung der einzelnen Projekte der drei Verkehrsträger. 
Zunächst wurden hierbei die Aus- und Neubauvorhaben in Laufende bzw. fest disponierte und in Neue 
Vorhaben aufgeteilt. Alle Laufenden und fest disponierten Projekte werden so schnell wie möglich 
fertiggestellt. Für die neuen Vorhaben gibt es im BVWP 2030 die Dringlichkeitsstufen Vordringlicher 
Bedarf (VB) mit Vordringlicher Bedarf - Engpassbeseitigung (VB-E) sowie Weiterer Bedarf (WB) 
mit Weiterer Bedarf mi t Planungsrecht (WB*). Vorhaben des VB/VB-E sollen im Geltungszeitraum des 
BVWP bis zum Jahr 2030 umgesetzt bzw. begonnen werden. 

Das vom BMVI erarbeitete nationale Prioritätenkonzept garantiert, dass ein Großteil der für Aus- und 
Neubau verfügbaren Finanzmittel in g roßräumig bedeutsame Projekte fließt. 

264.5 Mrd. € fü r leistungsfähige Verkehrsnetze 

Das Gesamtvolumen des BVWP 2030 be t rägt rd. 264,5 Mrd. €. Dieses deckt mit 226,7 Mrd. € den 
Substanzerhalt sowie die Aus- und Neubauprojekte des VB mit VB-E für den Zeitraum von 2016 bis 2030 
ab. Hinzu kommen 37,8 Mrd. € zur Abfinanzierung von Vorhaben, die erst in einer späten Phase des 
BVWP-Geltungszeitraums begonnen und nach 2030 zu Ende finanziert werden. 

Allein für den Erhalt der Bestandsnetze von Straße, Schiene und Wasserstraße werden von 2016 bis 2030 
ca. 141,6 Mrd. € benötigt. Diese Summe entspricht rd. 69 % des BVWP-Finanzrahmens im Zeitraum 
von 2016 bis 2030. Wir erhöhen damit das Volumen für den Substanzerhalt deutlich gegenüber dem 
BVWP 2003, der hierfür Investitionen von rd. 83 Mrd. € vorsah. 

Die Ergebnisse der Netzanalysen und der Projektbewertungen machen jedoch klar, dass auch künftig bei 
allen Verkehrsträgern ein hoher Bedarf fü r Aus- und Neubaumaßnahmen besteht, um Engpässe 
aufzulösen, die Effizienz der Verkehrsabläufe zu verbessern und Erreichbarkeitsdefizite zu reduzieren. 
Hierfür sind im BVWP 2030 Investitionen von 94,7 Mrd. € vorgesehen. 
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Es ist deshalb notwendig, die Investitionen für die Verkehrsinfrastruktur dauerhaft weiter zu 
erhöhen. Konkret ist für den bedarfsgerechten Erhalt und den Ausbau der Verkehrsnetze im BVWPr 
Zeitraum von 2016 bis 2030 ein durchschnittliches Finanzvolumen von rd. 15 Mrd. € pro Jahr 
erforderlich. 

Vom Gesamtvolumen des BVWP 2030 [inkl. Erhaltung] entfallen auf den Verkehrsträger Straße 49,4 %, 
auf die Schiene 41,3 % und auf die Wasserstraße 9,3 % der Mittel. Für Aus- und Neubauprojekte (2016 bis 
2030] ist der Anteil der Straße mit 55,4 % höher (0 2,3 Mrd. € pro Jahr]. Die Schiene erhält hier einen 
Anteil von 40,3 % (0 1,7 Mrd. € pro Jahr], die Wasserstraße von 4,3 % (0 0,2 Mrd. € pro Jahr]. 

Im Fokus des BVWP 2030 stehen besonders die Hauptachsen und Knoten der Verkehrsnetze. Der 
Großteil der Investitionsmittel wird auf großräumig bedeutsame Projekte konzentriert. Bei den 
Verkehrsträgern Schiene und Wasserstraße sind nahezu alle Projekte großräumig bedeutsam. Beim 
Verkehrsträger Straße werden rd. 75 % der Investitionsmittel für großräumig bedeutsame Projekte 
eingesetzt, also für Autobahnen und Bundesstraßen der Verbindungsfunktionsstufen 0 und 1. Etwa 25 % 
fließen in sonstige Bundesstraßen. In der Gesamtschau über alle Verkehrsträger fließen inklusive der 
Laufenden und fest disponierten Vorhaben 87 % der Mittel für Aus- und Neubau in großräumig 
bedeutsame Projekte. 

Das Volumen Laufender und fest disponierter Aus- und Neubauprojekte beträgt 25,2 Mrd. €. Der 
Anteil dieser Vorhaben am Gesamtvolumen für Aus- und Neubau ist im neuen Bundesverkehrswegeplan 
(im Zeitraum 2016-2030] mit 40 % gegenüber 72 % beim BVWP 2003 (im Zeitraum 2001-2015] deutlich 
gesunken. 

Effekte der Umsetzung des BVWP 

Mit Hilfe der Projekte des BVWP 2030 können deshalb heutige und potenzielle zukünftige Engpässe 
aufgrund nicht ausreichender Netzkapazitäten erheblich reduziert werden. Durch die 
Straßenbauvorhaben des VB/VB-E werden auf den deutschen Autobahnen kapazitätsbedingte Engpässe 
auf einer Streckenlänge von rd. 1.700 Richtungskilometern abgebaut. Dadurch können jährlich mehr als 
150 Mio. Fahrzeugstunden mit Verkehrsstillstand oder Stop-and-go-Verkehr vermieden werden. 

Durch die Schienenvorhaben des VB/VB-E werden kapazitätsbedingte Engpässe auf einer Streckenlänge 
von rund 700 Kilometer abgebaut und sowohl mehr Passagiere als auch mehr Ladung mit der Bahn 
befördert werden. Hierdurch können rd. 11.400 h an sonst jährlich zu erwartenden Wartezeiten abgebaut 
werden. Die zusätzlichen Kapazitäten führen zu einer stärkeren Nutzung der Bahn, so dass über 1 Mrd. 
Pkw-km sowie über 780.000 Lkw Fahrten pro Jahr mit einer Fahrleistung von 529 Mio. Lkw-km 
vermieden werden. 

Bei der Wasserstraße wirken sich qualitative Engpässe der Infrastruktur auf die Wirtschaftlichkeit der 
Transporte auf allen betroffenen Relationen über die gesamte Transportlänge aus, auch wenn der 
überwiegende Teil der Transportstrecke eine qualitativ bessere Befahrbarkeit erlaubt. Durch die 
Wasserstraßenvorhaben des VB/VB-E werden an den Bundeswasserstraßen insgesamt acht qualitative 
Engpässe auf Seeschifffahrtsstraßen mit einer Gesamtlänge von rd. 300 km sowie sieben qualitative 
Engpässe und ein quantitativer Engpass auf Binnenschifffahrtsstraßen mit einer Gesamtlänge von rd. 370 
km beseitigt. Weitere vier qualitative Engpässe auf Binnenschifffahrtsstraßen mit einer Gesamtlänge von 
rd. 430 km werden im Planfall in ihrer Engpasswirkung reduziert. 

BVWP als Grundlage für Ausbaugesetze und Bedarfspläne 

Der BVWP 2030 wurde vom BMVI mit gutachterlicher Unterstützung erarbeitet und wird vom 
Bundeskabinett verabschiedet. Auf Grundlage des BVWP werden die Bedarfspläne für die einzelnen 
Verkehrsträger entworfen. Diese werden als Anlage der jeweiligen Ausbaugesetze in den Deutschen 
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Bundestag eingebracht und von diesem verbindlich beschlossen. Alle fünf Jahre werden aufgrund 
gesetzlicher Regelungen Bedarfsplanüberprüfungen durchgeführt. . ' 

Auf den nachfolgenden Planungsstufen werden die einzelnen Projekte des BVWP bzw. der Bedarfspläne 
von den jeweiligen Vorhabenträgern vertieft. Hierbei werden je nach Erfordernis 
Raumordnungsverfahren, Linien- bzw. Trassenbestimmungsverfahren und Planfeststellungsverfahren 
durchlaufen. Zeitpunkt und Reihenfolge der Projektumsetzungen hängen letztlich von dessen 
Priorisierung im VB/VB-E, dem Planungsstand sowie den verfügbaren Finanzmitteln ab. 
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